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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Haager Übereinkommen 
vom 15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außer-
gerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen 
und zu dem Haager Übereinkommen vom 18. März 1970 über die 
Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen 
— Drucksache 8/217 — 

A. Problem 

Durch das Haager Zivilprozeßübereinkommen vom Jahre 1954 
ist der internationale Rechtshilfeverkehr in Zivil- und Handels-
sachen zwar erheblich erleichtert worden. Er bedarf aber weite-
rer Verbesserung und Beschleunigung, insbesondere zwischen 
Staaten des kontinental-europäischen und des anglo-amerika-
nischen Rechtskreises. 

B. Lösung 

Die Haager Reformübereinkommen über die Zustellung im 
Ausland (1965) und über die Beweisaufnahme im Ausland 
(1970), deren Vertragsgesetz der Rechtsausschuß unverändert 
einstimmig billigt, enthalten die multilateral erreichbaren Ver-
besserungen des internationalen Rechtshilfeverkehrs, vor allem 
zu Staaten des anglo-amerikanischen Rechtskreises. 

C. Alternativen 

wurden im Rechtsausschuß nicht erörtert. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Haager Übereinkommen vom 15. November 1965 über die Zustellung gericht-
licher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handels-
sachen und zu dem Haager Übereinkommen vom 18. März 1970 über die Beweis-
aufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen — Drucksache 8/217 — 
unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. November 1977 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 

Dr. Pinger 	Dr. Schöfberger 

Berichterstatter 

Bericht der Abgeordneten Dr. Pinger und Dr. Schöfberger 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 23. Sitzung 
am 21. April 1977 den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zu den Haager 
Reformübereinkommen von 1965 über die Zustel-
lung im Ausland und von 1970 über die Beweisauf-
nahme im Ausland ohne Aussprache dem Rechtsaus-
schuß zur Beratung überwiesen. Dieser hat sich in 
seiner 24. Sitzung am 21. Oktober 1977 mit den bei-
den Haager Übereinkommen befaßt und den Gesetz-
entwurf ohne Änderungen einstimmig gebilligt. 

Der Rechtsausschuß sieht in beiden Übereinkommen 
einen Fortschritt in den Bemühungen, den internatio-
nalen Rechtshilfeverkehr in Zivil- und Handels-
sachen zu verbessern und zu beschleunigen. Dies gilt 
sowohl für die Zustellung gerichtlicher und außer-
gerichtlicher Schriftstücke als auch für die Beweis-
aufnahme. 

Bei der Zustellung besteht eine wesentliche Verbes-
serung darin, daß die in Frankreich, Griechenland, 
Luxemburg und den Niederlanden geltende „remise 
au parquet" (Zustellung durch Übergabe an den 
Staatsanwalt des zuständigen inländischen Gerichts 
oder durch Absendung an das Ministerium des Au-
ßeren) in ihren Wirkungen erheblich entschärft wer-
den soll. Es konnte zwar nicht erreicht werden, daß 

diese Staaten auf diese für den Beklagten unter Um-
ständen nachteilige Zustellungsart im internationa-
len Rechtshilfeverkehr ganz verzichten. Der Aus-
schuß ist jedoch der Auffassung, daß der mit dem 
Haager Übereinkommen vom 15. November 1965 
erzielte Kompromiß, wonach der Richter im Verfah-
ren erst entscheiden kann, wenn die Zustellung beim 
Beklagten nachgewiesen ist, durchaus befriedigt. 
Darüber hinaus besteht der Wert dieses Überein-
kommens unter anderem darin, daß jeder Mitglieds-
staat eine zentrale Stelle zu schaffen hat, welche die 
Zustellungsanträge entgegennimmt und das Erfor-
derliche veranlaßt. Dies wird die Zustellung von ge-
richtlichen und außergerichtlichen Schriftstücken im 
Ausland erheblich vereinfachen und beschleunigen. 

Auch das Haager Übereinkommen vom 18. März 
1970 über die Beweisaufnahme im Ausland stellt 
nach Auffassung des Rechtsausschusses einen Fort-
schritt für den internationalen Rechtshilfeverkehr 
dar. Die in diesem Übereinkommen enthaltenen Re-
gelungen ermöglichen auch den Staaten des anglo-
amerikanischen Rechtskreises den Beitritt. Ange-
sichts der engen wirtschaftlichen Verflechtungen mit 
diesen Ländern, insbesondere mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika, kommt diesem Übereinkom-
men als Grundlage für eine Erweiterung des Rechts-
hilfeverkehrs eine große Bedeutung zu. 

Bonn, den 14. November 1977 

Dr. Pinger 	Dr. Schöfberger 

Berichterstatter 


